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wir bedanken uns für die der deutschen Interessengemeinschaft Kreditkartengeschäft 

(nachfolgend „IK“) eingeräumte Gelegenheit, zur aufsichtsrechtlichen Umsetzung der 

zweiten EU-Zahlungsdiensterichtlinie 2015/2366 („PSD-II“) Stellung zu beziehen.  

 

Die IK ist eine rechtlich nicht verselbständigte, wettbewerbsneutrale Plattform für Un-

ternehmen, die im Kredit- oder Debitkartengeschäft in Deutschland Kartenissuer, -

acquirer, -Netzbetreiber oder Prozessoren sowie Lizenzgeber informiert und Stellung-

nahmen zu Gesetzgebungs- und Regulierungsvorhaben mit Auswirkungen auf das 

Kartengeschäft abgibt.  

 

Aus Sicht der in der IK vertretenen Kartendienstleister, unter denen sich auch einige 

nach § 8 ZAG regulierte Zahlungsinstitute befinden, sind folgende Aspekte herauszu-

heben, wobei wir besonders auf einen ggf. nicht erkannten Übersetzungsfehler in der 

deutschen Sprachfassung der PSD-II zur starken Kundenauthentifizierung hinweisen 
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möchten (vgl. Ziff. 6). Darüber hinaus regen wir dringend an, den Entwurf erst dann in 

eine Kabinettssitzung einzubringen, wenn die finalen EBA Technischen Regulierungs-

standards (RTS) zur starken Kundenauthentifizierung vorliegen, da erst um den Jah-

reswechsel noch wichtige Abstimmungsgespräche diesbezüglich zwischen Vertretern 

des ECON im EU-Parlament und der EBA hierzu stattgefunden haben, aus denen sich 

noch maßgebliche Änderungen ergeben können. 

 

1. Zahlungskonto, § 1 Abs. 17 ZAG-E 

 

 Da für die zivilrechtliche Umsetzung der PSD-II nach § 675c Abs. 3 BGB die Be-

griffsdefinitionen des ZAG maßgeblich sein werden, sollte die Gesetzesbegrün-

dung zum Zahlungskonto nach § 1 Abs. 17 ZAG-E ergänzende Klarstellungen zu 

Kreditkartenabrechnungskonten aufnehmen. Hierbei sollte klargestellt werden, 

dass ein „Zahlungskonto“ nur dann vorliegt, wenn von einem solchen Konto auch 

eine Überweisung im Sinne der neuen Definition des § 1 Abs. 22 ZAG-E zu 

Gunsten des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers ausgeführt werden kann.  

 

 Hiervon abzugrenzen ist ein bloßes „Kreditkartenabrechnungskonto“ bei dem 

letztlich nur periodenbezogen einem Kreditkartennutzer seine für einen bestimm-

ten Zeitraum getätigten Kreditkartenumsätze zusammengefasst berichtet werden. 

Von einem solchen Kreditkartenkonto jedoch kann ein Kreditkartennutzer keinen 

Zahlungsauftrag für eine Überweisung zugunsten eines anderen Zahlungskon-

tos eines Zahlungsempfängers erteilen. Diese funktionale Abgrenzung zwischen 

einem klassischen Kreditkartenkonto einerseits und einem für Überweisungs-

zwecke einsetzbaren Girokonto andererseits ist rechtlich und operationell eindeu-

tig und würde in der Gesetzesbegründung für die praktische Umsetzung der 

PSD-II eine bedeutende Klarstellung bringen.  

 

2. Auslösung elektronischer Zahlungs- und Fernzahlungsvorgänge, § 1 ZAG  

 

 Weder die PSD-II, noch der Entwurf des ZAG sehen eine Begriffsbestimmung für 

die Auslösung eines „elektronischen Zahlungsvorgangs“ oder eines „elektroni-

schen Fernzahlungsvorgangs“ vor, die ganz maßgebliche Tatbestandsvorausset-

zungen für die Pflichten nach § 56 Abs. 1, Nr. 2, Abs. 2 ZAG-E sein werden. Da 

sich auch das Mandat der EBA zum Entwurf eines technischen Regulierungs-

standards (RTS) nach Art. 98 Abs. 2 PSD-II nicht auf die Begriffsbestimmungen 

der PSD-II erstreckt, sollten mindestens im deutschen Gesetzgebungsverfahren 

Klarstellungen zu diesen wichtigen Begriffsbestimmungen erfolgen, da eine Ver-
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letzung der Pflichten nach § 56 ZAG-E auch als Ordnungswidrigkeit bußgeldbe-

wehrt ist.  

 

a. So sollten insbesondere klargestellt werden, dass handschriftlich ausgelöste oder 

bestätigte Kartenzahlungen durch Unterschriftsleistung an einem Händlerterminal 

keine elektronischen Zahlungen i.S.d. § 56 Abs. 1 Nr. 2 ZAG sind.   

 

b. Auch schriftlich ausgelöste Kartenzahlungen mit einem sog. „electronic signature 

capture device“ („Signpads“) , bei dem die Zahlungsauslösung auch mittels Un-

terschriftsleistung erfolgt, die allerdings elektronisch aufgezeichnet wird, sollten 

nicht als elektronische Zahlungsvorgänge behandelt werden. Dies kann ein se-

parates Gerät oder auch eine integrierte Funktionalität eines POS-Terminals 

sein. Auch hier sollte die Gesetzesbegründung zum ZAG klarstellen, dass bei 

Verwendung von Signpads kein elektronischer Zahlungsvorgang ausgelöst wird.  

 

c. Ergänzend ist hier auf Notfallmaßnahmen hinzuweisen – wie beispielsweise An-

fang 2010 in Abstimmung mit der Deutschen Bundesbank gelöst – als die EMV-

Chip Technologie aus technischen Gründen nicht prozessierbar war und alterna-

tiv als Notfalllösung Magnetstreifeneinsatz mit Unterschriftsleistung akzeptiert 

wurde. Auch diese Fälle schriftlicher Zahlungsauslösung sollten nicht den SCA-

Anforderungen unterfallen und damit auch nicht unmöglich gemacht werden. 

 

d. Im Übrigen sollte auf Vorbemerkung 95 der PSD-II abgestellt werden, die klar-

stellt, dass bestimmte andere Zahlungsvorgänge wie papiergestützte Zahlungs-

vorgänge oder Bestellungen per Post oder Telefon nicht zu elektronischen Zah-

lungsvorgängen zu rechnen sind.  

 

3. Übergangsbestimmung zu Anzeigepflichten nach § 2 Abs. 2, 3 ZAG-E 

 

 Zu § 2 Abs. 2, 3 ZAG-E sind nach Einschätzung der IK eine hohe Anzahl von 

Anzeigen zu erwarten. Die Verletzung dieser Pflichten wird auch mit einem be-

sonders hohen Bußgeldrahmen bis zu einer Million Euro geahndet. Zur Bewälti-

gung der Aufsichtsarbeit und zur Vermeidung von „Aufsichtsunfällen“ sollten die-

se Anzeigepflichten in entsprechender Anwendung des Art. 4 Abs. 2 ZDUG erst 

nach einer dreimonatigen Übergangsfrist in Kraft treten, währenddessen sich der 

Markt in ausreichendem Maße vorbereiten und informieren kann. Dies ist u.E. 

auch aus dem Rechtsgedanken des Art. 109 Abs. 3 PSD-II zu rechtfertigen. 
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 Uns erscheint dies auch deswegen empfehlenswert, da sich sonst Inkongruen-

zen zwischen Art. 4 Abs. 2 ZDUG und dem Prüfen einer Erlaubnisanforderung 

einerseits mit einer Anzeige nach § 2 Abs. 2, 3 ZAG-E ohne Übergangsbestim-

mung ergeben würden. 

  

 

4. Beschreibung des organisatorischen Aufbaus, § 10 Abs. 2 Nr. 12 ZAG-E  

 

 Im Gesetzestext und/oder der Gesetzesbegründung zu § 10 Abs. 2 Nr. 12 ZAG 

(Darstellung des organisatorischen Aufbaus) sollte zu „Zweigniederlassungen“ 

klargestellt werden, dass es sich hierbei nur um notifizierte Zweigniederlassung 

nach § 38 ZAG-E in einem EWR – Vertragsstaat handelt, nicht aber um etwaige 

Zweigniederlassungen eines Antragstellers in Drittstaaten. Soweit in Drittstaaten 

Kraft eigener Zahlungserlaubnis für eine Zweigniederlassung das dortige Auf-

sichtsrecht gilt, erfolgen Prüfungen dieser Zweigniederlassung nach eigenen na-

tionalen Aufsichtsstandards des jeweiligen Drittstaates. Eine jährliche Prüfung 

auch dieser Drittstaaten-Zweigniederlassungen mit eigenem Aufsichtsregime 

würde zu einer doppelten Überprüfungspflicht und einer unangemessenen Belas-

tung eines Zahlungsinstituts führen.  

 

5. Eigenmittel, § 15 ZAG-E  

 

a. Jenseits des knappen definitorischen Verweises auf die „Eigenmittel“ nach § 1 

Abs. 30 ZAG-E sollten – gerade in Abgrenzung zum Regelungsbereich des § 15 

Abs. 4 ZAG-E – Klarstellungen aufgenommen werden, dass für Institute i.S.d. 

ZAG nur bestimmte, für das Geschäftsmodell einschlägige und notwendige Re-

gelungen der Eigenmittelbestimmungen der CRR Anwendung finden, nicht aber 

die CRR in ihrer Gesamtheit, wie dies auch Rechtslage für kleinere Finanzdienst-

leistungsinstitute nach § 2 Abs. 8 KWG ist. Richtigerweise sollten daher die Art. 

89 bis 403 und 411 bis 455 der Verordnung (EU) Nr. 577/2013 – wie bei kleine-

ren Finanzdienstleistungsinstituten – keine Anwendung finden. Insofern sollte 

insbesondere in § 15 Abs. 2 Satz 2 die Anwendbarkeit der Pflicht zur Führung ei-

ner Verlustdatenbank nach Art. 324 CRR gestrichen werden, da Art. 9 Abs. 5 der 

PSD-II zwar „eine Berücksichtigung der Verlustdatenbank“ nicht aber einen Ver-

weis auf Art. 324 CRR vorsieht.  

 

b. Wie mit dem Grundsatz der Ermittlung vorhandener Eigenmittel nach der CRR im 

Hinblick auf die für Zahlungsinstitute neue Definition einer Gruppe nach § 1 Abs. 
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6 ZAG-E sowie der Abzugsposten nach Art. 36 und der diesbezüglichen Aus-

nahmen nach Art. 49 CRR umzugehen ist, hat die PSD-II bislang offen gelassen. 

Da vermutlich gerade bei Gruppen, zu denen ein Zahlungsinstitut gehört oder an 

deren Spitze ein Zahlungsinstitut steht, noch zahlreiche CRR-bezogene Anwen-

dungsfragen zu lösen sind, sollte auch die Anwendbarkeit der in Art. 50 CRR in 

Bezug genommenen Abzüge nach Art. 36 sowie der Ausnahmen nach Art. 48, 49 

und 79 CRR ebenfalls im Rahmen der noch zu erwartenden ZAG-

Eigenmittelverordnung nach § 15 Abs. 3 klargestellt werden. Die Verordnungs-

ermächtigung nach § 15 Abs. 3 ZAG-E sollte daher in Nr. 1 wie folgt ergänzt 

werden: 

 

„1. Die Berechnungsmethoden, einschließlich der Anwendbarkeit der Ab-

züge und Ausnahmebestimmungen nach Art. 36, 48, 49 und 79 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013, …“ 

 

6. Sicherungsanforderungen, § 17 ZAG-E 

 

 Die Begründung zu § 17 ZAG-E ist in ihrem vierten Absatz mit der Verwendung 

des Begriffs „beispielsweise“ missverständlich. So ist nicht eine vorbehaltslose 

Gutschrift per se sicherungspflichtig, sondern gerade nur die in Satz 2 genannten 

Fälle. Richtigerweise sollte daher in Satz 2 das Wort „beispielsweise“ gestrichen 

werden.  

 

 

7. Zweigniederlassungen und grenzüberschreitende Dienstleistungsverkehr, 

§ 38 ZAG-E 

 

a. Sowohl Art. 28 PSD-II als auch § 38 ZAG-E lassen offen, ab welchem Zeitpunkt 

ein Institut berechtigt ist, Zahlungsdienste im grenzüberschreitenden Dienstleis-

tungsverkehr nach § 38 Abs. 2 ZAG zu betreiben. Nach § 38 Abs. 6 Satz 1 sollte 

daher folgender ergänzend klarstellender Satz 2 aufgenommen werden: 

 

 „Für die Tätigkeiten im Wege des grenzüberschreitenden Dienstleis-

tungsverkehrs nach Abs. 2 ist die Mitteilung der Bundesanstalt bzgl. 

der entsprechenden Angaben an die zuständigen Behörden des Auf-

nahmemitgliedstaates der für die Aufnahme der Tätigkeit maßgebliche 

Zeitpunkt.“ 
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 Diese Klarstellung ist notwendig, da bei bloß grenzüberschreitender Dienstleis-

tungstätigkeit weder eine Eintragung eines Agenten noch die einer Zweignieder-

lassung in das Zahlungsinstituts-Register erfolgt und ansonsten im Gesetz kein 

Zeitpunkt bestimmt wäre, ab dem der grenzüberschreitende Dienstleistungsver-

kehr nach ordnungsgemäß erbrachter Anzeige nach § 38 Abs. 2 ZAG-E aufge-

nommen werden dürfte.  

 

b. Die Regelung nach § 38 Abs. 9 Satz 2 ZAG-E geht zu weit, da sie ein Missver-

ständnis dahingehend auslösen kann, dass auch bei etwaigen geänderten Ver-

hältnissen erst eine neue Eintragung in das Zahlungsinstituts-Register erforder-

lich sei. Richtigerweise sollte Satz 2 wie folgt lauten: 

 

 „Auf das Verfahren findet Absatz 4 und bzgl. einer bereits erfolgten Ein-

tragung das Verfahren zur Löschung der Eintragung im Zahlungsinsti-

tuts-Register Absatz 5 entsprechende Anwendung.“ 

 

 Von der PSD-II als wichtig erachtete Änderungen, so beispielweise zu etwaigen 

Auslagerungen, zu Personen mit Leitungsverantwortung über die Zweignieder-

lassung oder sonstige wesentliche Änderungen sind nicht nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 

ZAG-E bzgl. des Zahlungsinstituts-Registers eintragungsfähig. Insofern kann es 

bei wesentlichen Änderungen der gemachten Mitteilungen nach § 38 Abs. 9 nur 

möglich sein, dass eine bereits bestehende Befugnis zur Erbringung von Tätig-

keiten über Zweigniederlassungen im EWR-Ausland aufgrund etwaiger neuer 

Beurteilungen der zuständigen Aufsichtsbehörden durch entsprechende Lö-

schung im Zahlungsinstituts-Register rückgängig zu machen ist – nicht aber, 

dass es erst einer neuerlichen Eintragung bedarf. Dies sollte im Gesetz klarge-

stellt werden, da es unverhältnismäßig und nicht zumutbar wäre, einen rechtmä-

ßig laufenden EWR-Zweigniederlassungsbetrieb wegen einer etwaigen Änderung 

sachlicher Verhältnisse zu unterbrechen bzw. vorübergehend einzustellen, bis 

eine weitere positive Verbescheidung durch die zuständigen Aufsichtsbehörden 

erfolgt. Richtigerweise sollte nur bei nachträglich negativer Erkenntnis ein ent-

sprechendes Recht zur Löschung im Zahlungsinstituts-Register – wie hier vorge-

schlagen – gegeben sein. Ergänzende Klarstellungen, dass § 38 Abs. 6 ZAG-E 

nicht für die Fälle einer Änderungsanzeige nach Abs. 9 Anwendung findet, sollten 

in der Gesetzesbegründung aufgegriffen werden.  
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8. Starke Kundenauthentifizierung („SCA“), § 56 ZAG-E  

 

a. Leider ist ein Übersetzungsfehler aus der deutschsprachigen Fassung der PSD-

II in § 56 ZAG-E übernommen worden. Richtigerweise sollte es im Einklang mit 

Art. 97 PSD-II in § 56 Abs. 1 ZAG-E heißen „Der Zahlungsdienstleister wendet 

eine starke Kundenauthentifizierung an, wenn …“.  

 

 Entsprechend der englischen Sprachfassung der PSD-II bezieht sich die auf-

sichtsrechtlich relevante Pflicht eines Zahlungsdienstleisters nach Art. 97 Abs. 1 

und Abs. 2 PSD-II auf die „Anwendung“ einer SCA und nicht auf ein „Verlangen“, 

was einen rechtlich erheblichen Unterschied ausmacht. Wie in der englischen 

Sprachfassung, die an beiden Stellen das Wort „apply“ verwendet, haben auch 

die französische („applique“), die italienische („applichi“) sowie die spanische 

Sprachfassung („apliquan“) in eindeutiger Weise eine Pflicht zur Anwendung, 

nicht aber zu einem „Verlangen“ wiedergegeben. Nur die deutsche Sprachfas-

sung enthält einen diesbezüglichen Übersetzungsfehler, in dem sie von „Verlan-

gen“ spricht.  

 

 Um hier ein ungewolltes „gold-plating“ für Deutschland zu vermeiden, sollte daher 

in § 56 Abs. 1 – wie oben ausgeführt – sowie in § 56 Abs. 2 ZAG-E statt „zu ver-

langen“ das Wort „anzuwenden“ aufgenommen werden, um einen EU-weiten 

Gleichlauf der Pflichten von Zahlungsdienstleistern zu erreichen.  

 

b. Aus Gründen der Gleichbehandlung sollten funktional-entsprechende Produkte 

von beaufsichtigten Zahlungsdienstleistern, die isoliert betrachtet unter die Aus-

nahmetatbestände der §§ 2 Abs. 1 Nr. 10 oder 11  fallen, von Authentifizierungs-

pflichten befreit sein, um nach einem funktionalen Aufsichtsansatz ein wettbe-

werbsneutrales level-playing field mit Dienstleistern, die die genannten Ausnah-

mebestimmungen in Anspruch nehmen herzustellen. Insofern sollte die Geset-

zesbegründung zu § 56 ZAG ausführen, dass die Pflicht zur Anwendung einer 

SCA bei Zahlungsdienstleistern nicht besteht, soweit Zahlungsinstrumente unter 

die Ausnahmetatbestände nach §§ 2 Abs. 1 Nr. 10 oder 11  fallen. 

c. Die Aufnahme einer Verordnungsermächtigung nach § 56 Abs. 6 ZAG-E wird 

ausdrücklich begrüßt. Bezüglich etwaiger Ausnahmen nach § 56 Abs. 6 Nr. 1 

ZAG-E möchten wir bereits auf folgende, erforderlichen Ausnahmen hinweisen:  

aa. „Commercial Card“ Transaktionen im reinen Unternehmerbereich („B2B“) sollten 

ausgenommen sein: das Erfordernis der SCA macht hier  keinerlei Sinn, bei 
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Transaktionen mit Unternehmern als Zahlungsdienstnutzer (B2B), die über soge-

nannte „Commercial Cards“ wie z.B. Reisestellenkarten erfolgen. Auch die Rei-

sestellen im BMF, der BaFin oder der Deutschen Bundesbank, die auf Kreditkar-

ten zurückgreifen, könnten gefragt werden, wie deren Reisemanagementpraxis in 

unnötiger Weise belastet werden würde, wenn für jede dieser risikoarmen Trans-

aktionen eine SCA-Erfüllung verlangt werden würde. Insbesondere der unter-

nehmerische Bereich des elektronischen Zah-lungsverkehrs wurde in der Regel 

zu wenig berücksichtigt. Hier ist ja auch die gesetzgeberische Wertung des Art. 

61 PSD-II zu beachten, nach der mit Unternehmen deutliche Abweichungen von 

den Anforderungen der PSD-II vereinbart werden können, einschließlich sogar 

der Abbedingung des gesamten Art. 74 PSD-II im unternehmerischen Verkehr. In 

diesem unternehmerisch frei verhandelbaren Bereich macht die Anwendung der 

SCA keinen Sinn, da hier ohnehin die Betrugszahlen deutlich niedriger als im 

Verbraucherbereich festzustellen sind. 

bb.   Auch der Einsatz von EU Karten außerhalb der EU sollte von den SCA Anforde-

rungen ausgenommen sein. EU-Ausländische Händler und deren Acquirer 

können nicht zur Teilnahme an der starken Kundenauthentifizierung gezwungen 

werden. Unternehmen und Bürger aus der EU, die typischerweise über EU-

Kreditkarten verfügen, herausgegeben von in der EU/EWR-ansässigen Kreditkar-

tenissuern, könnten international akzeptierte Kreditkartenreservierungen oder -

zahlungen im Internetverkehr mit nicht-EU Staaten nur noch äußerst einge-

schränkt einsetzen. Folgende Beispiele machen dies deutlich: 

 (1) Würde ein deutscher Kreditkarteninhaber (angebunden über einen in 

Deutschland ansässigen Kreditkartenissuer) eine Reise oder ein Hotel außerhalb 

der EU bezahlen oder auch erst mit einer Kreditkarte reservieren wollen – wie 

heute millionenfach üblich – wäre dies künftig fraglich. Zwar würde der in 

Deutschland ansässige Kreditkartenissuer unter der PSD-II vorbereitet sein, sei-

nem Kreditkarteninhaber eine SCA-Transaktion anzubieten, nicht aber der jewei-

lige Nicht-EU-Acquirer des Akzeptanten (Hotel oder Fluggesellschaft im Nicht-

EU-Ausland), sodass der Nicht-EU-Acquirer bzw. der Akzeptant in seinem 

Webshop in eigener Risikobewertung auf eine SCA-Anfrage an den Kartenissuer 

verzichten werden. Eine solche Kreditkartentransaktion würde daher entweder 

abgebrochen werden oder würde den Kreditkartenissuer bei reiner Verwendung 

der Kreditkartendaten ohne SCA durch „seinen“ Karteninhaber in eine Aufsichts-

verletzung treiben, wenn er eine übliche Kreditkartentransaktion im Internet ohne 

SCA zuließe.  
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 (2) Das zweite Beispiel einer „hereinkommenden“ Transaktion verdeutlicht dies 

ebenfalls: 

 So könnten beispielsweise US-Bürger oder Unternehmen, die heutzutage bei 

Hotels oder auch bei deutschen Fluggesellschaften mit einfacher Kreditkar-

tentransaktion bezahlen, dies nicht mehr so durchführen wie bisher. In diesem 

umgekehrten Fall würde ein US-Bürger, der über einen in den USA ansässigen 

Kreditkartenissuer seine Kreditkarte erhält, beispielsweise bei einer in Deutsch-

land ansässigen Fluggesellschaft nicht mehr mit einfacher Kreditkartentransakti-

on einen Flug reservieren oder bezahlen können.  

 Andererseits wäre es fraglich, ob ein in Deutschland ansässiger Acquirer einer 

deutschen Fluggesellschaft oder eines deutschen Hotels eine entsprechende 

Reservierung oder Bezahlung noch auf der Grundlage eines einfachen Kreditkar-

teneinsatzes vornehmen dürfte, da damit der in Deutschland regulierte Kreditkar-

tenacquirer gegebenenfalls gegen seine aufsichtsrechtlichen Pflichten verstoßen 

würde. Da bei einer solchen Transaktion der US-Bürger aber nicht einfach auf ei-

ne SCA-Transaktion umstellen kann, die sein US-Issuer nicht anbietet,  würden 

solche Transaktionen schlicht zum Abbruch führen und damit erhebliche Markt-

anteile für europäische Leistungserbringer im Internet, wie insbesondere Flugge-

sellschaften, Hotels oder sonstigen Tourismus-Unternehmen bzw. selbstver-

ständlich auch für sonstige in der EU-ansässige Handelsunternehmen aufgrund 

einer unpraktikablen Zahlungsregulierung verlieren. 

 Unseres Erachtens sind diese harschen Konsequenzen vom EU-Richtliniengeber 

nicht gewollt gewesen und sollten auch nicht in die Auslegung des one-leg-

approach nach Art. 2 Abs. 4 PSD-II hineingelesen werden, so dass in der Geset-

zesbegründung zu § 56 ZAG-E oder in der Rechtsverordnung zu § 56 Abs. 6 

ZAG-E klargestellt werden sollte, dass sich die Umsetzung des one-leg Ansatzes 

auf die zivilrechtlichen Regelungen des § 675f Abs. 6 BGB-E beschränken.  

 (3) Schließlich sollten Ausnahmen von dem Erfordernis der starken Kun-

denauthentifizierung auf Basis von so genannten White lists für Widerkehrende 

Transaktionen gegeben sein. Auch Kreditkartendienstleistern sollte es möglich 

sein, risikobasierende Ausnahmen zur SCA anzuwendenden, mindestens aber 

auf die gleichen Erleichterungen zurückgreifen zu können, wie sie bereits für 

Überweisungen als Ausnahmen vorgesehen sein werden, z.B. wiederholende 

Zahlungen oder „White Listings“ an bekannte Empfänger. Hier ist es nicht ver-

ständlich, warum elektronische Kreditkartenzahlungen ggf. gegenüber Online-

Überweisungen diskriminiert werden sollen. 
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9. Datenschutz, § 60 ZAG-E 

 

a. In der Gesetzesbegründung sollte klargestellt werden, dass neben § 60 ZAG-E 

die allgemeinen datenschutzrechtlichen Verarbeitungsbefugnisse nach Art. 28 ff. 

BDSG unberührt bleiben. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund des unklar 

gehaltenen § 60 Abs. 2 ZAG-E von Bedeutung, der zum einen in unverständli-

chem Widerspruch zu Abs. 1  Satz 2 steht (wie Art. 94 PSD-II). Die bisher schon 

gegebenen gesetzlichen Verarbeitungsbefugnisse, z.B. zur Erfüllung vertragli-

cher Leistungen oder zur Betrugsprävention im Kreditkartenbereich, sollten für 

Zahlungsdienste nicht aufgehoben werden, in dem etwa stets eine ausdrückliche 

Zustimmung vom Zahlungsdienstnutzer verlangt werden würde. Ein etwaiges Er-

fordernis einer ausdrücklichen Zustimmung des Zahlungsdienstnutzers zu Verar-

beitungsvorgängen, die schlicht für die Vertragserfüllung notwendig sind, wäre 

ein Bruch mit allgemeinen datenschutzrechtlichen Prinzipien. So ermächtigt ins-

besondere die kürzlich verabschiedete EU-Datenschutzgrundverordnung (Art. 6), 

die „Daten-Verantwortlichen“ (hiervon sind auch Zahlungsdienstleister umfasst), 

personenbezogene Daten bei Vorliegen berechtigter Gründe zu verarbeiten, ein-

schließlich (i) Erfüllung eines Vertrags, (ii) Erfüllung einer rechtlichen Verpflich-

tung (z.B. Geldwäscheprävention) und (iii) bei berechtigten Interessen des Da-

ten-Verantwortlichen. Darüber hinaus verlangt der EU-Datenschutzrechtsrahmen 

lediglich, eine eindeutige unmissverständliche Zustimmung und keine ausdrückli-

che Einwilligungserklärung. Eine solche ausdrückliche Einwilligungserklärung ist 

nur bei der Verarbeitung von besonderen personenbezogenen Daten erforder-

lich.  

 Wir empfehlen daher die Klarstellung, dass § 60 Abs. 2 ZAG-E nur für solche 

Verarbeitungsvorgänge Anwendung auf Zahlungsdienstleister findet, sofern nicht 

bereits eine Verarbeitung unter der Richtlinie 95/46/EG sowie der EU-

Datenschutzgrundverordnung zulässig ist. Alternativ könnte verdeutlicht werden, 

dass dieser Absatz nur auf Zahlungsauslösedienstleister (Art. 66) und Kontoin-

formationsdienstleister (Art. 67) Anwendung findet. Hiernach wäre eine ausdrück-

liche Einwilligungserklärung des Nutzers erforderlich, um diesen Anbietern zu 

ermöglichen, auf Zahlungskontoinformationen und andere personenbezogene 

Daten zuzugreifen und diese zu verwenden. 

 Diese Thematik (bezogen auf  Art. 94 der PSD-II) wurde auch gegenüber der GD 

Wettbewerb und der GD FISMA der EU-Kommission zur Sprache gebracht, die 

erwägt, eine Erklärung zur Klarstellung herauszugeben, um Missverständnissen 
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bei der Anforderung einer Einwilligungserklärung vorzubeugen und um eine ein-

heitliche Implementierung und Auslegung von Art. 94 PSD-II in allen Mitgliedstaa-

ten sicherzustellen.  

 

b. Spezielle gesetzliche Verarbeitungsbefugnisse sehen auch § 27 Abs. 1 Nr. 5 

ZAG-E für Zahlungsinstitute bzw. § 25h Abs. 2 S. 2 KWG für KWG-Institute vor, 

soweit diese zur Umsetzung eines angemessenen Risikomanagements und Kon-

trollsystems zur Verhinderung insbesondere von Geldwäsche und Terrorismus-

bekämpfung erforderlich sind. Auch diese sollten gerade nicht durch § 60 ZAG-E 

in Zweifel gezogen werden. 

c. § 60 Abs. 2 ZAG-E sollte daher nur für diejenigen Fälle von Bedeutung sein, für 

die nicht bereits eine Verarbeitungsbefugnis nach allgemeinem Datenschutzrecht 

(oder nach ZAG oder KWG) besteht. In diesen Fällen wiederum sollte nur eine 

eindeutige und keine „ausdrückliche“ Einwilligung gefordert werden, da dies im 

allgemeinen Datenschutzrecht auch nur für besonders sensible Daten, wie religi-

öse Orientierung etc.,  gefordert wird. 

10. Übergangsvorschrift für Zahlungsinstitute nach Art. 2 

a. Zunächst begrüßt die IK ausdrücklich den Vorschlag für die Übergangsvorschrif-

ten nach Art. 2, 3 des Zahlungdiensteumsetzungsgesetzes (ZDUG). Die Bezug-

nahme auf  „Angaben und Nachweise entsprechend § 10 Abs. 5“ des neuen ZAG 

in Art. 2 Satz 3 ZDUG bringt allerdings Unklarheiten und keinen zusätzlichen auf-

sichtlichen Erkenntnisgewinn. Innerhalb der Vierwochenfrist nach Art. 2 Satz 3 

ZDUG werden sich die zeitgleich einzureichenden Angaben und Nachweise nach 

§ 10 Abs. 2 Nr. 6-10 ZAG-E noch nicht verändert haben. Richtigerweise sollte 

daher der Bezug auf § 10 Abs. 5 innerhalb der Fristenregelung nach Satz 3 ge-

strichen und folgender neuer Satz 4 eingefügt werden, um deutlich zu machen, 

dass eine Pflicht zur Mitteilung von späteren wesentlichen Veränderungen der 

gemachten Angaben und Nachweisen auch nach Fristablauf besteht: 

 „Bezüglich materiell und strukturell wesentlicher Änderungen der tatsächli-

chen oder rechtlichen Verhältnisse in den Angaben und Nachweisen nach 

Satz 3 gilt § 10 Abs. 5 ZAG 2017 entsprechend.“ 

b. Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass Anzeigepflichten für die Zahlungsinstitu-

te nach § 8 Abs. 6 ZAG 2009 unberührt bleiben, da bis zur Entscheidung nach 

Art. 2 ZDUG das ZAG 2009 für diese Zahlungsinstitute anwendbar bleibt. 
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c. Mit der Übergangsbestimmung in Art. 2 ZDUG bleibt unklar, wie Zahlungsinstitute 

weiterhin berechtigt bleiben, auf der Grundlage bereits erbrachter Anzeigen der 

EWR-Niederlassungstätigkeit bzw. des grenzüberschreitenden Dienstleistungs-

verkehrs nach § 25 ZAG 2009, diese Tätigkeiten fortzusetzen. Richtigerweise 

sollte der bisherige Satz 4 (nach unserem Vorschlag Satz 5) des Art. 2 ZDUG wie 

folgt ergänzt werden: 

 „Entscheidet die Bundesanstalt nach Prüfung der gemäß Satz 3 bzw. 4 einge-

reichten Angaben und Nachweise, dass eine Erlaubnis gemäß § 10 ZAG 2017 

als erteilt gilt, so trägt sie das Zahlungsinstitut mit ihren Zweigniederlassungen 

und Agenten in das Register gemäß  § 44 ZAG 2017 ein und teilt dem Zah-

lungsinstitut die Entscheidung mit;“ 

 Anderenfalls würde ein erheblicher und nicht sachlich gerechtfertigter Wettbe-

werbsnachteil zu Lasten von Zahlungsinstituten entstehen, wenn diese bei Ein-

führung eines neuen Aufsichtsschemas mit der PSD-II – anders als Kreditinstitute 

nach der CRD-IV – zu umfangreichen neuen EU-Notifizierungsverfahren und ggf. 

Betriebsunterbrechungen gezwungen werden würden, obwohl sie bereits in zu-

lässiger Weise den EU-Pass auf der Grundlage erfolgter Anzeigen nach bisheri-

ger Rechtslage ausüben. 

11. Übergangsvorschrift für E-Geld-Institute nach Art. 3 

 Sämtliche o.g. Änderungserfordernisse in der Übergangsvorschrift für Zahlungs-

institute sollten auch entsprechend in der Übergangsvorschrift nach Art. 3 für E-

Geld-Institute umgesetzt werden, also die Streichung des § 11 Abs. 4 in Satz 3 

und die Aufnahme des neuen Satz 4 – wie oben für Zahlungsinstitute ausgeführt 

– dort dann aber mit Bezugnahme auf § 11 Abs. 4.  

 Auch für E-Geld-Institute sollte im Fall einer positiven Entscheidung die Eintra-

gung ins E-Geld-Register nach § 45 ZAG 2017 auch die bereits eingetragenen 

Zweigniederlassungen und Agenten des E-Geld-Instituts umfassen, um auch hier 

die Gefahr von Betriebsunterbrechungen zu vermeiden. 

12. Übergangsvorschrift zu § 2 Abs. 2, 3 ZAG-E 

 Auf das Erfordernis einer Übergangsvorschrift zu den Anzeigepflichten nach § 2 

Abs. 2, 3 ZAG-E haben wir eingangs unter Ziff. 3 bereits hingewiesen, vgl. oben. 
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Ergänzend stehen wir Ihnen natürlich auch gerne telefonisch für Rückfragen zur Verfü-

gung. 

 

Mit freundlichen Grüßen, 

 

 

 

Dr. Markus Escher    

Rechtsanwalt  

- für die Interessengemeinschaft Kreditkartengeschäft -  

 




